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Die Nothwendigkeit einer Reform des öſterreichiſchen 
Heimatsrechtes. 
Von Dr. Rudolph Korb. 
(Schluß.) 


Dieſe Uebelſtände müſſen bei dem unveränderten Beſtande des 
gegenwärtigen Heimatsgeſetzes von Jahr zu Jahr zunehmen, weil bei 
allen Perſonen, welche in der Heimatsgemeinde nicht ihren Wohnort 
haben, indem fie ſelbſt oder bereits ihre Eltern und Voreltern weg— 
gezogen ſind, der Zuſammenhang mit der Heimatsgemeinde von Jahr 
zu Jahr mehr gelockert wird. 

Und in der That gibt es bereits größere Städte und Induſtrial⸗ 
gemeinden, in welchen die Anzahl der fremden, wenn auch zumeiſt da⸗ 
ſelbſt dauernd wohnhaften und damit anſäſſigen Perſonen die Zahl der 
Heimatsberechtigten erreicht, ja überſteigt; de lege ſteht ja dem nichts 
entgegen, daß im Laufe der Zeit in einer Gemeinde mit Ausnahme 
öffentlicher Bedienſteter nur mehr Fremde wohnen.“) 

Die Ergebniſſe der gegenwärtigen Volkszählung erhärten die Richtig⸗ 
keit der eben behaupteten Thatſache in überraſchender Weiſe. Um ein fla⸗ 
grantes Beiſpiel dieſer Art anzuführen, nennen wir die Stadtgemeinde 
Smichow. Dieſelbe iſt vor den Thoren Prags gelegen und zählt 
24.984 Einwohner und zwar 22.701 Fremde und nur 2283 anweſende 
Heimatsberechtigte. Die Zahl der abweſenden Heimatsberechtigten iſt 652. 
Dieſes Verhältniß gibt eine Illuſtration für die gänzliche Unhaltbarkeit 
des gegenwärtigen Heimatsrechtes, wie ſie die Gegner desſelben kaum 
beſſer wünſchen können, hier kann man in der That ſagen, es erben 
ſich Geſetz und Rechte wie eine ewige Krankheit fort. 

Alle jene oben allgemein geſchilderten Mißverhältniſſe müſſen 
hier zum vollen Ausdrucke gelangen. Während nämlich mehr als 
20.000 Fremde in demſelben Maße wie die anweſenden, die Zahl von 
2000 nur um weniges überſteigenden Heimatsberechtigten zu dem 


„Dies ſoll bereits in den Gemeinden Meidling und Währing bei 
Wien der Fall ſein. Es muß jedoch bemerkt werden, daß uns die endgiltig feſt⸗ 
geſtellten Daten über das Reſultat der letzten Volkszählung noch nicht vorliegen. 


Armenfonds der Gemeinde Smichow beizutragen haben, dürfen die 
Einkünſte desselben de lege nur zur Armenverſorgung der Heimats⸗ 
berechtigten verwendet werden. Nicht nur, daß die Fremden zu den 
Gemeindeumlagen behufs Deckung der Koſten der Armenverſorgung 
jener geringen Minorität von Heimatsberechtigten im gleichen Maße 
wie die Letzteren herangezogen werden, treffen ſie auch alle übrigen 
Zuflüſſe des Armenfonds, als der Erbtheil aus den Verlaſſenſchaften 
der Geiſtlichen, die einpercentige Abgabe von freiwilligen Verſteigerungen, 
die vermöge Straf- und anderer Geſetze von den Behörden dem Armen⸗ 
fonds zuerkannten Geldbeträge und Feilſchaften u. ſ. f. in demſelben 
Maße. Die Fremden tragen daher hier zehnmal ſo viel zu der Armen⸗ 
laſt der Gemeinde bei, haben aber auf die Armenverſorgung durch die 
Gemeinde nicht den allergeringſten Anſpruch. Eine ſolche Gemeinde kann 
allerdings für ihre im Verhältniſſe zu ihrer Bevölkerung äußerſt gering⸗ 
fügige Anzahl von Armen, da es ſich nur um die Armen unter den 
Heimatsberechtigten handelt, im reichlichſten Maße Sorge tragen, indem 
ſie zu deren Unterſtützung alle Fremden heranzieht, ſie kann daher für 
einen Armen mehr aufwenden, als ſelbſt ein geſunder und fleißiger 
Arbeiter in den meiſten kleinen Landgemeinden ſich zu verdienen im 
Stande iſt. 
Wie es dagegen bei dieſen Verhältniſſen mit der Armenpflege 
in den meiſten Landgemeinden gegenüber ſolchen durch den Zuzug aus 
den Erſteren aufgeblähten Stadtgemeinden beſtellt iſt, kann nur zu leicht 
ermeſſen werden; denn kann es da noch Wunder nehmen, daß bei einer 
ſo unnatürlichen Geſtaltung der Grundlagen der Armenlaſt in den 
kleinen Landgemeinden ſtatt einer geregelten Armenpflege nur mehr die 
Naturalverpflegung von Haus zu Haus, oder ſagen wir richtiger von 
Stall zu Stall — aufgebeſſert durch geduldete Bettelei — platzgreift? 
Auch in Betreff des, mit dem Rechte auf Armenverſorgung den 
weſentlichen Inhalt des geltenden Heimatsrechtes bildenden Rechtes auf 
den unbedingten Aufenthalt in dem Gebiete der Heimatsgemeinde iſt 
es bei einer ſolchen Sachlage ohne alle erkennbare ratio, daß jene in 
einer Gemeinde dauernd wohnhaften Perſonen, welche in dieſer Gemeinde 
nicht heimatsberechtigt ſind, obwohl ſie die weitaus überwiegende Mehr⸗ 
zahl der Bevölkerung bilden, nicht in derſelben, ſondern in einer anderen 
Gemeinde, die ſie vielleicht nie mit einem Fuße betreten haben, ja deren 
Namen ſie häufig nicht einmal kennen, das unbedingte Aufenthaltsrecht 
haben; hiedurch wird auch noch die Zahl der Abſchiebungen in die Heimats⸗ 
gemeinde in ungerechtfertigter Weiſe vermehrt, und ohnehin muß die in 
Geltung ſtehende Abſchiebung als eine Inſtitution bezeichnet werden, bei 
welcher es zweifelhaft iſt, ob deren Koſtſpieligkeit oder Zweckloſigkeit zu 
größeren Bedenken Anlaß gibt. 
| Das von uns gewählte Beiſpiel der Gemeinde Smichow ſteht 
aber keineswegs vereinzelt da, es iſt vielmehr dieſes kraſſe Mißverhältniß 
zwiſchen der Zahl der Einwohner und der Heimatsberechtigten in den 
größeren Städten und in den Induſtriegemeinden zur Regel geworden. 
So zählt die Gemeinde Hernals unter 60.000 Einwohner nur 5000 
Heimatsberechtigte. 


Endlich müſſen auch die übrigen mit dem Heimatsrechte noch 
verbundenen geſetzlichen Wirkungen, welche ohnehin nicht mehr zu dem 
weſentlichen Inhalte desſelben gehören, ſo weit ſie überhaupt noch 
welche praktiſche Bedeutung haben, bei dem fortdauernden Beſtande des 
geltenden Heimatsrechtes mehr und mehr zur bloßen Farce werden. 
Solche Wirkungen ſind die Stellung des Militärcontingentes aus den im 
Stellungsbezirke Heimatsberechtigten anſtatt aus den daſelbſt Wohnhaften, 
die Ausſtellung von Arbeits⸗ und Dienſtbotenbüchern durch die Heimats⸗ 
gemeinde, die Feſtſtellung der Anzahl der Mitglieder der Bezirksver⸗ 
tretung nach der einheimiſchen Bevölkerung des Bezirkes und die Be⸗ 
deutung der Heimatsberechtigung als Grundlage des activen Wahlrechtes 
in die Gemeindevertretung. 

Insbeſondere die Feſtſetzung der Heimatsberechtigung als Grund— 
lage des Gemeindewahlrechts iſt nur eine Erinnerung an die dem 


Geſetze vom 17. März 1849 zu Grunde gelegte Auffaſſung des Heimats⸗ 
rechtes als Gemeindeangehörigkeit und ohne größere praktiſche Bedeutung, 


indem jene Perſonen, welchen die Gemeindewahlordnungen unter der 
Vorausſetzung, daß dieſelben Heimatsberechtigte ſind, ohne Rückſicht 


auf eine Steuerleiſtung in Folge ihrer perſönlichen Stellung das active 


Wahlrecht einräumen, der Regel nach ſchon in Folge dieſer perſönlichen 


Stellung im Grunde der Erlangung eines öffentlichen Amtes in der 
Gemeinde heimatsberechtigt find. Vergleiche beiſpielsweiſe den $ 10 des 


Heimatsgeſetzes mit dem § 1 Punkt 2 der Gemeindewahlordnung für 
Böhmen vom 16. April 1864, L. G. Bl. Nr. 7. Ein weiterer ſehr 
fühlbarer Uebelſtand iſt es auch, daß die Zahl jener Perſonen, deren 
Heimatsrecht nicht feſtſteht, von Jahr zu Jahr ſteigen muß, und daß 
die Sicherſtellung ſtrittiger Heimatsrechte von Jahr zu Jahr ſchwieriger 
wird, weil der Zeitraum zwiſchen dem Acte der ſelbſtſtändigen Erwer— 
bung des Heimatsrechtes und dem Zeitpunkte der Sicherſtellung ein 
immer längerer wird, und es daher immer ſchwerer wird, die That— 
ſachen der ſelbſtſtändigen Erwerbung zu erweiſen. In Folge deſſen 
ziehen ſich die Erhebungen zur Sicherſtellung des Heimatsrechtes oft 
Jahre lang hin und es muß, wenn dieſelben ſchließlich doch reſultat⸗ 
los ſind, immer häufiger zu dem Auskunftsmittel der Zuweiſung als 
heimatslos inn Grunde der Momente des § 19 des Geſetzes vom 
3. December 1863 gegriffen werden *). Auch dieſe Zuweiſungsmomente 
entſprechen nicht einer billigen Vertheilung der Heimatslaſt. Insbeſondere 
das vierte Zuweiſungsmoment des Angetroffenwerdens iſt ebenſo unbillig, 
als auch ein Grund, weshalb ſich viele Gemeinden hüten werden, gegen 
Vaganten und namentlich Zigeuner, wenn dieſelben auf dem Gemeinde— 
gebiete angetroffen werden, einzuſchreiten, weil hiedurch das Heimatsrecht 


zur Frage kommen würde, und die Gemeinde daher in Gefahr läuft,, 
für die Ausübung ihrer polizeilichen Pflichten dadurch empfindlich ge⸗ 


ſtraft zu werden, daß ihr der Vagant oder Zigeuner in die Heimats⸗ 
laſt als heimatslos zugewieſen wird. 

Schließlich mag auch angeführt werden, daß in keinem der 
großen Culturſtaaten Europa's als in England, Frankreich und Deutſch⸗ 
land (mit Ausnahme Bayerns und in gewiſſer Hinſicht Württembergs) 


ein auf dem Principe der lediglich derivativen Heimatserwerbung, 


wie dasſelbe dem öſterreichiſchen Heimatsrechte zu Grunde liegt, beruhendes 
Heimatsrecht beſteht, ſondern daß in denſelben das Heimatsrecht als 
Armenverſorgungsrecht durch einen kurzen Aufenthalt, und zwar in 
England und Frankreich durch einen einjährigen und in Deutſchland 
durch einen zweijährigen Aufenthalt erworben wird und daß daſelbſt 
das Heimatsrecht als Aufenthaltsrecht faſt jede Bedeutung verloren hat. 
Allerdings iſt man in Deutſchland mit der durch das Geſetz 
über den Unterſtützungswohnſitz erfolgten Feſtſetzung eines blos zwei⸗ 
jährigen Aufenthaltes als Requiſit zur Erwerbung der Armenheimat 
über das Ziel hinausgeſchoſſen, und eben jetzt verlautet in den öffent⸗ 


*) Der 8 19 lautet: „Die Heimatsloſen find in nachſtehender Reihenfolge 
zuzuweiſen: 

1. derjenigen Gemeinde, in welcher ſie ſich zur Zeit ihrer Abſtellung 
zum Militär oder ihres freiwilligen Eintrittes in dasſelbe befunden haben; 

2. derjenigen Gemeinde, in welcher ſie ſich vor dem Zeitpunkte des zur 
Frage gekommenen Heimatsrechtes am längſten, wenigſtens aber ein halbes Jahr 
ununterbrochen und bei gleichem Aufenthalte in zwei oder mehreren Gemeinden 
zuletzt, nicht unfreiwillig aufgehalten haben; 

3. derjenigen Gemeinde, in welcher ſie geboren ſind; oder bei Findlingen, 
in welcher ſie aufgefunden wurden; oder bei ſolchen in der Verpflegung einer 
öffentlichen Findelanſtalt ſtehenden oder geſtandenen Perſonen, deren Geburts⸗ 
oder Fundort unbekannt iſt, in welcher ſich dieſe Anſtalt befindet; 

4. derjenigen Gemeinde, in welcher ſie zur Zeit des zur Frage gekommenen 
Heimatsrechtes angetroffen werden.“ 
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lichen Blättern, daß der Reichstagsabgeordnete Freiherr von Varubüler 
einen Antrag im Reichstage einzubringen beabſichtigt, inhaltlich deſſen 
die Erwerbung der Heimatsberechtigung an einen fünfjährigen Aufent⸗ 
halt geknüpft werden ſoll. 

Glauben wir im Vorſtehenden die Nothwendigkeit einer durch⸗ 
greifenden Abänderung der geltenden Beſtimmungen über das Heimats⸗ 
recht nachgewieſen zu haben, ſo handelt es ſich nun darum, in welcher 
Richtung dieſe Abänderung zu erfolgen hätte. 

Unſerer Anſicht nach wäre zunächſt auf die Beſtimmungen des 
S 12 lit. b des proviſoriſchen Gemeindegeſetzes vom 17. März 1849 
nicht zurückzugreifen. Dieſes Geſetz ſaßt nämlich, wie bereits erwähnt 
wurde, das Heimatsrecht als Gemeindeangehörigkeit und folge— 
richtig die Erwerbung des Heimatsrechtes durch vierjährigen Aufenthalt 
als eine ſtillſchweigende Aufnahme in den Gemeinde verband auf. 

Aus dieſem Grunde fordert es, daß dieſer Aufenthalt ein heimats⸗ 
ſcheinloſer und von der Aufenthaltsgemeinde geduldeter ſei, wodurch es 
der Letzteren jederzeit frei ſteht, die Erwerbung des Heimatsrechtes durch 
mehrjährigen Aufenthalt zu verhindern. 

Hiedurch wäre ſomit den namhaft gemachten Uebelſtänden nicht 
abgeholfen. 

Aber auch die Reactivirung der Beſtimmungen des § 39 des 
kaiſerlichen Patentes vom 24. April 1859 kann nicht empfohlen werden, 
weil in Folge des im $ 6 zur Erwerbung des Heimatsrechtes durch 
vierjährigen Aufenthalt geforderten Beſitzes eines Vermögens oder des 
durch vier Jahre fortgeſetzten ſelbſtſtändigen Betriebes eines Nahrungs- 
zweiges, ſowie in Folge der geforderten ausdrücklichen Aufnahme in die 
Zuſtändigkeit der Gemeinde durch die Gemeindevertretung dieſe Erwerbung 
des Heimatsrechtes nur in ſehr ſeltenen Fällen platzgreifen würde, 
indem gerade jene Perſonen, welche dem in § 6 geforderten Requiſite 
entſprechen, keinen Anlaß haben, um die ausdrückliche Aufnahme an⸗ 
zuſuchen. 
| Es wäre vielmehr auf jene Beſtimmungen der Periode vor der 
Wirkſamkeit des proviſoriſchen Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 zurüd- 
zugehen, nach welchem der mehrjährige ununterbrochene Aufenthalt einer 
ſelbſtſtändigen Perſönlichkeit die Erwerbung des Heimatsrechtes in der 
Aufenthaltsgemeinde zur Folge hat. 

Hiedurch würde nichts Neues in die öſterreichiſche Geſetzgebung 
| eingeführt, ſondern lediglich an die Principien der älteren öſterreichiſchen 
Geſetzgebung angeknüpft, welche ſeither durch die Geſetze der Jahre 
1849, 1859 und 1863 nicht zum Vortheile der Entwicklung des 
Heimatsrechtes aufgegeben, dagegen aber in allen Culturftaaten acceptirt 


| find. Denn das Motiv, welches beiſpielsweiſe dem deutſchen Geſetze 
über den Unterſtützungswohnſitz zu Grunde liegt und in dem Motiven— 
berichte zu demſelben ausdrücklich ausgeſprochen wird, iſt dasſelbe, 
welches der Erwerbung des Heimatsrechtes durch mehrjährigen ununter- 
brochenen Aufenthalt nach dem älteren öſterreichiſchen Rechte zu 
Grunde lag. 

Dieſes Motiv könnte kaum ſeine kürzere und prägnantere Faſſung 
finden, als in jener alten Verordnung für Oeſterreich ob der Enns 
vom 1. Auguſt 1725 (Codex Austriacus, Tom. IV, pag. 279, 8 14), 
welche fagt, daß Arme dort zu verpflegen find, wo fie eine lange Zeit 
ſich inwohnungsweiſe aufgehalten, mithin ihre mehreſten Lebens⸗ 
tage und Kräfte conſumirt haben oder bald conſumiren 
werden. 

Wird einmal dieſes Princip acceptirt, ſo iſt die Feſtſetzung der 

Dauer des Aufenthaltes von minderem Belange. Auch die ältere öſter⸗ 
reichiſche Geſetzgebung hat, bevor ſie die Dauer in dem Conſcriptions⸗ 
patente vom Jahre 1804 auf zehn Jahre fixirte, keineswegs eine gleiche 
\ Dauer feitgehalten. 
| Die Dauer von zehn Jahren, welche den früheren ſtabilen Ver: 
hältniſſen entſprach, würde jedoch den Lebens- und Rechtsverhältniſſen 
der Neuzeit nicht mehr entſprechen und in Anknüpfung an die Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom Jahre 1849 würde ſich die Fixirung einer 
Dauer von vier Jahren empfehlen. 
Der Aufenthalt wäre erſt von dem Zeitpunkte der erlangten 
Eigenberechtigung zu zählen und würde durch den Empfang einer öffent⸗ 
lichen Armenunterſtützung, ſowie durch die ämtliche Einleitung eines 
Verfahrens zum Behufe der Aufenthaltsbeſchränkung gegen den Heimats⸗ 
werber unterbrochen. Selbſtverſtändlich müßte der Aufenthalt ein frei⸗ 
williger ſein. 


Die Erwerbung des Heimatsrechtes durch Antritt eines öffent⸗ 
lichen Amtes hätte beſtehen zu bleiben, weil es eine Nothwendigkeit iſt, 
daß dort, wo Jemandem der Amtsſitz angewieſen iſt, derſelbe auch das 
unbedingte Aufenthaltsrecht habe. 

Ebenſo unterliegt auch die Beibehaltung der Heimatsrechtserwer⸗ 
bung durch ausdrückliche Aufnahme in den Heimatsverband ſeitens der 
Gemeindevertretung der Heimatsgemeinde keinem Anſtande. Nichteigen⸗ 
berechtigte Perſonen und Ehegattinnen hätten, wie bisher, dem Heimats⸗ 
rechte der Eltern, beziehungsweiſe des Ehegatten zu folgen. 

Was den Verluſt des Heimatsrechtes anlangt, ſo müßte zunächſt 
der bisher geltende Grundſatz gewahrt bleiben, daß Niemand gleichzeitig 
in mehreren Gemeinden heimatsberechtigt ſein kann, ſondern daß durch 
die Erwerbung eines neuen Heimatsrechtes das bisherige Heimatsrecht 
verloren geht. 

Eine andere Froge iſt es, ob im Einklange mit dem dem deutſchen 
Unterſtützungswohnſitzrechte zu Grunde gelegten Principe *) durch eine 
länger als vierjährige Abweſenheit von der Heimatsgemeinde, ohne daß 
in einer anderen Gemeinde das Heimatsrecht erworben wird, der Ver⸗ 
luſt des Heimatsrechtes einzutreten und die Laſt der Armenverſorgung 
auf den Bezirk, eventuell auf das Land zu übergehen hätte, in welchem 
ſich der Verſorgungswerber zuletzt durch vier Jahre ununterbrochen auf— 
gehalten hat, ohne nach dieſem Aufenthalte von dem Bezirke, eventuell 
dem Lande vier Jahre abweſend geweſen zu ſein. 

Hiefür, d. i. für die Inſtitution der ſogenannten Landarmen, 
möchten wir uns jedoch nicht ausſprechen, weil bei dem Umſtande, als 
im Gegenſatze zu dem deutſchen Unterſtützungswohnſitzrechte zu dem, 
weſentlichen Inhalte unſeres Heimatsrechtes neben dem Armenverſorgungs⸗ 
rechte auch das Aufenthaltsrecht gehört, es im Hinblick auf unſere 
Auſenthaltsgeſetzgebung nicht zuläſſig erſcheint, das Heimatsrecht von der 
Gemeinde zu trennen. 

Dagegen wäre zu erwägen, ob nicht der Bezirk, beziehungsweiſe 
das Land bei der Verſorgung dieſer Armen wenigſtens mitzuwirken hätte. 

In Folge der Erwerbung des Heimatsrechtes durch längeren 
Aufenthalt würden auch die Fälle des unerweislichen Heimatsrechtes 
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und die ſich hieraus ergebenden bedeutenden Mißſtände ihre Einſchrän⸗ 
kung erfahren. In die Details einer Reſorm des Heimatsrechtes ein- 
zugehen, konnte hier nicht unſere Aufgabe ſein; wir glauben genug 
gethan zu haben, wenn wir die Unhaltbarkeit des Fortbeſtandes des 
geltenden Heimatsrechtes nachgewieſen und die Prineipien vorgeſchlagen 
haben, von welchen bei der Reform desſelben unſeres Erachtens aus— 
zugehen wäre.““) 


weitere Haltung der erwähnten Bierniederlage bis zur Anmeldung bei 
einem Pönfalle von 20 fl. zu unterſagen 

In dem von den Gebrüdern H. bei der Statthalterei eingebrachten 
Recurſe ſuchten dieſelben auszuführen, daß der § 47 Gew.⸗Ordg. im 
vorliegenden Falle keine Anwendung finde, daß kein Zweigetabliſſement 
und keine Niederlage im Sinne des Gefetzes vorhanden ſei. Von einer 
Niederlage könne wohl nur bei einem offenen Geſchäftslocale geſprochen 
werden. Ihr Depot in E. ſei aber lediglich ein Magazin zum Schutze 
des Bieres vor Verderben, ſohin eine bloße Hilfsunternehmung. 

Die Bezirkshauptmannſchaft bemerkte bei Vorlage dieſes Recurſes, 
daß der fragliche Bierlagerkeller mit der Firmatafel: „Bier⸗Depot der 
Gebrüder H.“ bezeichnet erſcheine. 

Die Statthalterei ordnete die Erhebung an, ob die Beſtellung 
und Bezahlung des von Joſeph B. an die Kunden abgegebenen Bieres 
ſeitens der Letzteren zu Handen der Bräuereibeſitzer in L. oder. des 
Joſeph B. in E. erfolgt 

Joſeph B. gab an, daß die erſte Beſtellung der Bierabnehmer in 
E. faſt ausnahmslos bei den Bräuereibeſitzern H. ſelbſt erfolge, welche 
auch die Bierlieferungspreiſe mit den Kunden vereinbaren. Das Bier 
werde (mit Ausnahme jenes für bedeutendere Abnehmer, welche das— 
ſelbe direcet von der Bräuerei beziehen) an ihn geſendet; er verjende 
dann ſolches an die einzelnen Kunden, welche dasſelbe bei ihm (B.) 
bezahlen und in der Regel dann auch die folgenden Beſtellungen bei 
ihm machen. 

Durch die Gendarmerie wurde erhoben, daß mehrere Parteien 
das Bier durch B. auch ohne vorläufige Beſtellung bezogen haben. 

Die Statthalterei ſand mit dem Erlaſſe vom 26. Juli 1880, 
3. 2633, dem Recurſe keine Folge zu geben und zwar aus Rückſicht 


auf die Angaben des B., wornach das Bierdepot in E. nicht mehr 


als ein integrirender Beſtandtheil des Hauptetabliſſements in L. ohne 
eigene Geſchäftsführung angeſehen werden könne, vielmehr als eine 
Niederlage im Sinne des $ 47 Gew.⸗Ordg zu betrachten ſei. 

Die weiteren in Folge des Minifterialrecurſes der Gebrüder H. 
eingeleiteten Erhebungen ergaben Folgendes: 

Nach protokollariſcher Augabe des Joſeph B. in E. erfolgen die 
Bierbeſtellungen der dortigen Kunden derzeit bei ihm; wenn eine neue 
Kundſchaſt erſcheint, müſſe er jedoch bei der Bräuerei anfragen, da 
ohne deren Vorwiſſen an Niemanden Bier abgegeben wird. Er ſelbſt als 
Gaſtwirth ſei jedoch einer der Abnehmer und ſchänke das Bier dann in 
ſeinem Locale aus. Die als Zahlung von den Kunden empfangenen 
Beträge ſende er mit ſeiner eigenen Schuldigkeit an die Firma H. ein 
und übermittele derſelben jeden Monat einen Ausweis über das ab— 


gegebene Bier, worauf die Firma für jede einzelne Kundſchaft ihm 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein Bierdepot, welches ohne eigene Geſchaftsführung lediglich 
behufs der Ausfolgung des Bieres an die Käufer beſteht, begreift 
kein Zweigsetabliſſement im Sinne des $ 4 der Gewerbe-Ordnung. 

Bierbräuereibeſitzer Gebrüder H. in L. halten ſeit Februar 1877 
eine Bierniederlage in E. Nach dem Berichte der Gemeindevertretung 
E. haben früher mehrere dortige Gaſtwirthe Bier aus der H.'ſchen 
Bräuerei in L. bezogen; um denſelben den Bezug zu erleichtern und 
die Manipulation zu vereinfachen, bezieht ſeit obiger Zeit der Gaſtwirth 
Joſeph B. das für E. beſtimmte Bier aus obiger Bräuerei allein und 
gibt dasſelbe nach Bedarf (u. zw. jährlich 1200 — 1400 Hectoliter) an 
die übrigen Kunden des H. ab. B. bezieht für ſeine Mühewaltung von 
der Bräuerei eine Proviſion. Die Gemeindevertretung E. ſprach ihre 
Anſicht dahin aus, daß B. als Commiſſionär erſcheine und die Be⸗ 
ſtimmungen des $ 46 Gew.-Ordg. Anwendung finden. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in L. fand jedoch mit Entſcheidung 
vom 22. December 1879, 8. 11.547, die Beſitzer der Bräuerei H. 
wegen Unterlaſſung der Anmeldung der Bierniederlage in E., ſohin 
Uebertretung des $ 47 Gew.-Ordg. nach § 131 desſelben Geſetzes zu 
einer Geldſtrafe von 30 fl. zu verurtheilen und denſelben zugleich die 


) Nach dem Geſetze über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 
geht derſelbe durch zweijährige ununterbrochene Abweſenheit von dem Orts⸗ 
armenverbande verloren. 

0) Die von den Landtagen erſtatteten Gutachten beabſichtigt der Verfaſſer 
in einem ſpäteren Artikel an der Hand der vorſtehenden Ausführung der Er- 
örterung zu unterziehen. 


eine ſeparate Rechnung zuſendet. Er ſchließe daher keine Geſchäfte im 
eigenen Namen, ſondern nur im Namen der Bräuerei ab. Dieſe Ge— 
ſchäfte ſeien jetzt ſehr gering, indem außer ihm in E. und Umgebung 
nur noch zwei Wirthe Abnehmer des H.'ſchen Bieres find. 

Die Gemeinde E. bemerkte dazu, daß eine Preisdifferenz rück⸗ 
ſichtlich des Bierbezuges aus dem dortigen Depot oder unmittelbar aus 


der Bräuerei dem Vernehmen nach nicht beſtehe und daß der fragliche 
Lagerkeller mit dem Geſchäfte des B. nicht in (räumlicher) Verbindung 
ſtehe, ſondern ſich in einem anderen Hauſe befinde. 


Der durch die Stadtgemeinde L. einvernommene bevollmächtigte 
Buchhalter der Firma Gebrüder H. beſtätigte, daß die Firma in E. 
einen eigenen, von einem Faßzieher beſonders gemietheten Keller habe, 
wozu B. die Schlüſſel beſitze. Der Zweck ſei nur die beſſere Bedienung 
der entfernteren Kunden (Eiskeller). Dieſe Kunden ſammle die Firma 
ſelbſt und B. erhalte nur den Auſtrag, die bekannten Kunden mit ihrem 


Bierbedarf zu verſehen. Die Firma führe für das Depot in E. einen 


eigenen Conto. B. ſende am Schluſſe jeden Monates einen Ausweis 
über das abgegebene Bier mit den Namen der einzelnen Kunden und 
die von ihnen einbezahlten Beträge. Ohne beſondere Beſtellung dürfe 
B. nur an die bekannten älteren Kunden Bier abgeben. Im Depot 
werde ſtets ein entſprechender Vorrath gehalten, jedoch habe das Geſchäft 
durch dieſes Depot eine ſehr geringe Bedeutung. B. übernehme das 
Bier nicht auf eigene Rechnung und ſchließe die Kaufgeſchäfte im Namen 
der Bräuerei ab. 

Die Stadtgemeinde⸗Vorſtehung L. beſtätigte, daß dieſe Angaben 
des Vectreters der Firma mit den vorgewieſenen Belegen der Buchführung 
übereinſtimmen. 
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Die Bezirkshauptmannſchaft L. berichtete, daß Joſeph B. die | 1881, 3. 453, mit welcher das Geſetz für die Aushebung des Mititär-Contingentes 


Conceſſion zum Betriebe des Gaſt⸗ und Schankgewerbes beſitzt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 21. Mai 
1881, 3. 5674, nachſtehend entſchieden: 

„Das Miniſterium findet im Einvernehmen mit dem k. k. Handels⸗ 
miniſterium dem Recurſe der Bräuereibeſitzer Gebrüder H. in L. gegen 
die Entſcheidung der Statthalterei vom 26. Juni 1880, 3. 2633, 
inſoferne mit derſelben die Recurrenten in Uebereinſtimmung mit dem 
Erkenntniſſe der Bezirkshauptmannſchaft L. vom 22. December 1879, 
3. 11.547, zur Anmeldung ihres in E. im Jahre 1877 errichteten 
Bierdepots bei der Gewerbsbehörde verhalten wurden, Folge zu geben 
und die recurrirte Entſcheidung zu beheben, weil dieſes Bierdepot, welches 
nach den gepflogenen Erhebungen ohne eigene Geſchäftsführung lediglich 
behufs der Ausfolgung des Bieres an die Käufer beſteht, nur den 
Charakter eines integrirenden Beſtandtheiles der Betriebseinrichtungen 
des Hauptetabliſſements der H. ſchen Bräuerei hat und daher nicht unter 
die im § 47 der Gewerbeordnung bezeichneten Niederlagen ſubſumirt 
werden kann. 

Zugleich wird die mit den Eingangs bezogenen Erfenutniffen 
wegen der bisherigen Unterlaffung der Anmeldung des fraglichen Bier⸗ 
depots bei der Gewerbsbehörde wider die Recurrenten verhängte Geld— 
ſtrafe von 30 fl. von Amtswegen behoben und die recurrirende Firma 
von dieſer Strafe losgezählt, weil mit dem durch die obige Entſcheidung 
begründeten Wegfalle der vorausgeſetzten Verpflichtung zur Anmeldung 
auch jeder gefetzliche Grund zu einer Beſtrafung wegen Unterlaſſung 
dieſer Anmeldung mangelt.“ K. 


Geſetze und Verordnungen. 
1881. I. Quartal. 


Gefetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 
J. Stück. Ausgeg. am 18. März. 

4. Verordnung des k. k. Statthalters vom 6. Februar 1881 (3. 2453— 
Geiſtlich), betreffend den zeitweiligen Aufenthalt ausländiſcher Ordensperſonen in 
Oeſterreich. 

5. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 7. Februar 1881 (3. 534 — 
Präſ.), betreffend die in Deutſchland verfügte Aufhebung der Verpflichtung zur 
Paßviſtrung für Reiſende aus Rußland. 

6. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 19. Februar 1881 (3. 3291 — 
Ehe), betreffend einige Erläuterungen hinſichtlich der Nachweiſe, welche von 
ungariſchen Staatsangehörigen behufs Zulaſſung zur Eheſchließung in Oeſterreich 
beizubringen ſind. 

7. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 19. Februar 1881 (3. 129— 
Geiſtlich), betreffend die Schadloshaltung der Pfründenbeſitzer rückſichtlich der 
die normalmäßige Congrua ſchmälernden Steuern und anderen öffentlichen 
Abgaben. 

8. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 24. Februar 1881 (3. 742 
Präſ.), betreffend die Stempelfreiheit der ertheilten Bewilligungen für Schauſpiele 
und andere Productionen im Bezirke. 

II. Stück. Yusgeg. am 18. März. 

9. Geſetz vom 15. Jänner 1881, betreffend die Herſtellung und Erhaltung 
der nicht ärarial⸗öffentlichen Straßen und Wege, wirkſam für das Land Vor⸗ 
arlberg. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Dalmatien. 
J. Stück. Ausgeg. am 20. Jänner. 

1. Geſetz vom 24. November 1880, giltig für das Königreich Dalmatien, 
mit welchem der $ 42 des Landesgeſetzes vom 29. December 1871, betreffend 
die Regelung der Rechtsverhältniſſe des Lehrſtandes an den öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen (L. G. Bl. für Dalmatien des Jahres 1872, Z. 12) abgeändert wird. 

2. Geſetz vom 9. November 1880, wirkſam für das Königreich Dalmatien, 
betreffend die Aufforſtung der auf Grund des Reichsgeſetzes vom 27. Mai 1876 
(R. G. Bl. Nr. 115) für die Waldcultur beſtimmten Grundſtücke. 

3. Verordnung der Miniſterien des Ackerbaues und des Innern vom 
12. November 1880, in Betreff der Auftheilung der culturfähigen Gemeindegründe 
in Dalmatien. 

4. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 14. Jänner 


f 
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pro 1881 veröffentlicht wird. 

5. Geſetz, wirkſam für das Königreich Dalmatien, vom 5. December 1880, 
mit welchem die Perfonal- und Dienſtesverhältniſſe der zur Militärdienſtleiſtung 
verpflichteten Lehrer öffentlicher Volksſchulen im Falle einer Mobiliſirung geregelt 
werden. 

6. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 20. Jänner 
1881, Z. 802, womit die für Militärſtellung im Jahre 1881 beſtimmten Tage 
kundgemacht werden. 

II. Stück. Ausgeg. am 28. Februar. 

7. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 13. Februar 
1881, 3. 201 pr., betreffend die Entwaffnung der Dörfer Padjene, Oton und 
Oceſtovo in dem politifchen Bezirke Knin. 

8. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 14. Februar 
1881, Z. 196 pr., betreffend die Conſtituirung der Ortsgemeinde Spizza. 

9. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 19. Februar 
1881, 3. 223 pr., betreffend die Entwaffnung des Dorfes Mokropolje in dem 
politiſchen Bezirke Knin. 

10. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 22. Februar 
1881, 8. 249 pr., betreffend die Entwaffnung der Dörfer Bribir, Djeverske 
Kakanj, Varivode und Krusevo in dem politiſchen Bezirke Sebenico. 

III. Stück. Ausgeg. am 15. März. 

11. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 28. Februar 
1881, Z. 276 pr., betreffend das Verbot der Theilnahme an der im Jahre 
1881 zu Mailand ſtattfindenden nationalen Induſtrie⸗Ausſtellung. 

12. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 6. März 
1881, Z. 328 pr., betreffend die Einhebung der Verzehrungsſteuerzuſchläge und 
ſelbſtſtändigen Abgaben von Bier und gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten für 
Gemeindezwecke im Jahre 1881. 

13. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 10. März 
1881, 3. 328 pr., betreffend die Entwaffnung des Dorfes Vanjevae in dem 


| politiſchen Bezirke Benkovae. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den mit der Function eines Generalconfuls im 
Fürſtenthume Bulgarien betrauten Legationsrath zweiter Kategorie Rudolph 
Grafen Khevenhüller⸗Metſch zum Legationsrath erſter Kategorie ernannt, dem⸗ 
ſelben den Titel eines a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſters verliehen 
und als ſolchen bei der fürſtl. ſerbiſchen Regierung beglaubigt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der Prager Finanz⸗Landes⸗ 
| direction Carl Kretſchmer anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Finanzminiſterium Johann 
Bayer taxfrei den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Vorſtandsſtellvertreter des 
Fachrechnungs⸗Departements für die Staatsſchuld im Finanzminiſterium Franz 
Kalina anläßlich deſſen Penfionirung den Titel und Charakter eines Regierungs- 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bergrath Adolph Exeli zum Oberbergrathe 
ernannt, dem Bergrathe Johann No väk tarfrei den Titel und Charakter eines 
Oberbergrathes und dem Bergverwalter Wilhelm Goebl den Titel und Charakter 
eines Oberbergverwalters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter der Stadt Lundenburg Hermann 
Hirſch Kuffner das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher zu Komarno in Galizien 
Anton Gorski das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem praktiſchen Arzte zu Stezenheim in Salzburg 
Alois Aigner das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
landesfürſtlichen Bezirks⸗Thierarzt in Krakau Alexander Littich zum proviſoriſchen 
Landes⸗Thierarzt in Galizien ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Alexander Lorenz in Brody 
zum Ober⸗Poſtverwalter ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Titular⸗Bergräthe Florian Schneider in 
Klauſen und Wenzel Synek in Pribram zu Bergräthen, den Bergverwalter Franz 
Löffler in Klauſen zum Ober⸗Bergverwalter und den Probirer Eduard Teuber 
in Idria zum Hauptprobirer ernannt. 


6 Erledigungen. 


| Kanzliſtenſtelle beim k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung mit 600 fl. 
Gehalt und 300 fl. Activitätszulage, bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 246.) 
Proviſoriſche Regierungs⸗Concipiſtenſtelle in Schleſien mit der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 247.) 
Kanzliſtenſtelle bei der küſtenländiſchen Statthalterei zu Trieſt mit der 
eilften Rangsclaſſe, bis 15. December. (Amtsbl. Nr. 250.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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